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1. Die Statusentscheidungen der Deutschen Rentenversicherung Bund nach § 7a SGB IV 
haben gegenüber den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung keine Bindungswir-
kung. 

 
2. Die eine Bindungswirkung der Statusentscheidung bejahende Auffassung des Verwal-

tungsausschusses des (früheren) Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossen-
schaften berücksichtigt nicht die beschränkte Reichweite des § 7a SGB IV.  

 
3. Der Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH ist im Regelfall abhängig Beschäftigter 

der GmbH, wenn er weder über die Mehrheit der Gesellschafteranteile noch über eine 
Sperrminorität verfügt. 

 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII, §§ 7 Abs. 1, 7a SGB IV 
 
Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 21.02.2013 – L 10 U 5019/11 –  
Bestätigung des Urteils des SG Reutlingen vom 21.09.2011 – S 7 U 1859/10 – 
 
Streitig war die Beschäftigteneigenschaft des Klägers als Gesellschafter-Geschäftsführer einer 
GmbH. Der Kläger hielt mit zwei anderen Gesellschaftern jeweils ein Drittel des Stammkapitals; 
ebenso wie diese war er Geschäftsführer. Eine Sperrminorität stand ihm nicht zu. Der beklagte 
UV-Träger stellte mit Bescheid aus dem Jahre 2007 die Versicherteneigenschaft des Klägers als 
Arbeitnehmer nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII fest (Rn 44). Dagegen nahm die Deutsche Renten-
versicherung Bund (DRV Bund) in einem 2010 nach § 7a SGB IV ergangenen Bescheid eine 
selbständige Tätigkeit an (Rn 45). 
 
Das LSG hat die Rechtmäßigkeit des Bescheides des UV-Trägers bestätigt. Der Kläger habe in 
der fraglichen Zeit in einem Beschäftigungsverhältnis zur GmbH gestanden und sei daher 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII versichert gewesen (Rn 56).  
 
Zum – redaktionellen – Leitsatz 1: 
 
Der Senat hat eine Bindungswirkung des Bescheides der DRV Bund gegenüber den gesetzli-
chen UV-Trägern ausdrücklich verneint (Rn 63). Aus dem Regelungsinhalt des § 7a SGB IV er-
gebe sich, dass „der Unfallversicherungsträger von einer solchen Statusentscheidung inhalt-
lich nicht betroffen“ werde. § 7a SGB IV enthalte für die DRV Bund gerade keine Ermächti-
gung, für alle Bereiche des SGB eine verbindliche Entscheidung über das Vorliegen einer ab-
hängigen Beschäftigung zu treffen (u.a. Hinweis auf Urteil des BSG vom 11.03.2009 -  B 12 R 
11/07 R -, UV-Recht Aktuell 04/2010, S. 155 ff.). Für welche Versicherungszweige die DRV Bund 
Entscheidungsbefugnis habe, sei gesetzlich genau definiert (Bereich des Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrages); auf die gesetzliche UV erstrecke sich die Entscheidungsbefugnis nicht. 
 
Zum – red. – LS 2:  
 
In diesem Zusammenhang (Rn 63) ist der Senat auch auf die – die Bindungswirkung einer Statu-
sentscheidung bejahende – Auffassung des zuständigen Verwaltungsausschusses des 
HVBG eingegangen (siehe dazu auch Hinweis 2 der Vorbemerkung zum o.g. Urteil des BSG in 
UV-Recht Aktuell 04/2010, S. 156 oben). Diese Auffassung berücksichtige nicht die (beschränk-
te) Reichweite des § 7a SGB IV. Schon das SG hatte ausgeführt, dass das Vorliegen divergie-
render Entscheidungen eben hingenommen werden müsse (Rn 46). Vom Verwaltungsaus-
schuss war demgegenüber die Einheitlichkeit der Sozialversicherung betont worden. 
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Zum – red. – LS 3: 
 
In materieller Hinsicht hat das LSG eine Beschäftigteneigenschaft des Klägers für den strittigen 
Zeitraum angenommen (Rn 57). Nach dem Gesellschaftsvertrag habe der Kläger weder eine 
Kapitalmehrheit noch Sperrminorität besessen. Das SG, dem das LSG beipflichtet (Rn 46, 57), 
hatte insofern ausgeführt: „Eine Sperrminorität in diesem Sinne liege dann vor, wenn der Gesell-
schafter-Geschäftsführer nach dem Gesetz und den Abreden des Gesellschaftsvertrags Einzel-
anweisungen an sich im Bedarfsfall jederzeit verhindern könne. Dem gegenüber liege kein maß-
geblicher gesellschaftsrechtlicher Einfluss vor, wenn der Gesellschafter-Geschäftsführer so we-
sentliche Entscheidungen wie die Ablösung der Gesellschaft, die operative Neuausrichtung oder 
seine eigene Abberufung bzw. Entlassung nicht verhindern könne“. Dies sei hier der Fall gewe-
sen. 
 
Ein Gesellschafter-Geschäftsführer, der weder über die Mehrheit der Gesellschafteranteile noch 
über eine Sperrminorität verfüge, sei im Regelfall Beschäftigter der GmbH. Der Senat schließt 
sich damit der Rechtsprechung des BSG an (im Urteil zitiert, vgl. auch Urteil des BSG vom  
04.07.2007 – B 11a AL 5/06 R -, UV-Recht Aktuell 21/2007, S. 1461 ff., in dem ebenfalls das 
Regel-Ausnahmeverhältnis festgelegt worden ist). 
 
Dieser Regelfall sei bei dem Kläger gegeben. Besondere Umstände, die ausnahmsweise den 
Schluss zuließen, eine Weisungsgebundenheit des Gesellschafter-Geschäftsführers liege doch 
nicht vor, seien nämlich nicht zu erkennen (Rn 58). Nach dem Gesellschaftsvertrag (§ 4.6 und 7) 
sei der Kläger verpflichtet gewesen, Anweisungen der Gesellschafterversammlung durchzufüh-
ren und bei bestimmten Geschäften deren vorherige Einwilligung einzuholen. Schließlich sei 
auch nicht ersichtlich, dass der Kläger aus anderen Gründen, etwa durch sein besonderes 
Fachwissen, einen beherrschenden Einfluss auf die Entscheidungen der Gesellschaft gehabt 
habe (Rn 59). Der Kläger habe daher einem Weisungsrecht unterstanden.  
 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg hat mit Urteil vom 21.02.2013  
– L 10 U 5019/11 –  
wie folgt entschieden: 
 

Tatbestand 

1 

Zwischen den Beteiligten ist (noch) streitig, ob der Kläger vom 01.01.2007 bis 01.01.2012 
gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Siebten Buches des Sozialgesetzbuchs (SGB VII) Beschäftig-
ter der beigeladenen V. GmbH war. 

2 

Der am 1964 geborene Kläger absolvierte seine Ausbildung im Gipserei- und Stukkateur-
betrieb des Einzelunternehmers P. V. (P.V.), geboren am 1959. Nach seinem Wehrdienst 
war er bei diesem von 1989 bis 2006 beschäftigt. Gleichermaßen bis zum Jahr 2006 dort 
beschäftigt war der am 07.09.1957 geborene R. K. (R.K.). 

3 

Am 22.11.2006 gründeten der Kläger, P.V. und R.F. die V. GmbH (Beigeladene) mit Sitz in 
H. . Gegenstand des Unternehmens ist die Durchführung von Gipserei- und Stukkateurar-
beiten und die damit zusammenhängende Beratung (§ 2.1 des Gesellschaftsvertrags). 
Von dem Stammkapital in Höhe von 25.200 € übernahm jeder der Gesellschafter eine 
Stammeinlage in Höhe von 8.400 € (§ 3 des Gesellschaftsvertrags). Die Beigeladene 
pachtete das Bürogebäude von dem früheren Einzelunternehmer P.V. und mietete von 
diesem dessen Maschinen. Zwei Fahrzeuge kaufte die Beigeladene hinzu. Telefonische 
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Kontaktaufnahmen mit der Beigeladenen erfolgen über die Geschäftsnummer des frühe-
ren Einzelunternehmens. 

4 

Im Gründungsvertrag wurde durch Beschluss der Gesellschafterversammlung jeder der 
Gesellschafter zu einem einzelvertretungsberechtigten Geschäftsführer bestellt und von 
den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

5 

Der Gesellschaftsvertrag enthält u.a. folgende weitere Regelungen (hinsichtlich der weite-
ren Einzelheiten wird auf die in den Verwaltungsakten befindliche Kopie Bezug genom-
men): 

6 

§ 4 Vertretung, Geschäftsführung 

7 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 

8 

2. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. 

9 

3. Bei mehreren Geschäftsführern wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer ge-
meinschaftlich oder durch einen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen 
vertreten. 

10 

4. Durch Beschluss der Gesellschafterversammlung kann jedem Geschäftsführer und/oder 
Prokuristen auch Einzelvertretungsbefugnis sowie die Befugnis erteilt werden, die Gesell-
schaft bei Rechtsgeschäften mit sich selbst oder als Vertreter eines Dritten (Befreiung von 
§ 181 BGB) zu vertreten. Die Befugnis der übrigen Geschäftsführer/Prokuristen zur Vertre-
tung wird dadurch nicht berührt. 

11 

5. Im Innenverhältnis sind mehrere Geschäftsführer - unbeschadet ihrer Vertretungsmacht 
nach außen - nur gemeinschaftlich zur Geschäftsführung befugt. Jeder Geschäftsführer 
hat dabei eine Stimme. Beschlüsse der Geschäftsführer werden einstimmig gefasst. Die 
Gesellschafter können die Geschäftsführungsbefugnis abweichend regeln. 

12 

6. Durch Gesellschafterbeschluss können den Geschäftsführen Weisungen erteilt werden. 

13 

7. Die Geschäftsführung bedarf für alle Geschäfte, die über den gewöhnlichen Betrieb des 
Unternehmens der Gesellschaft hinausgehen, der ausdrücklichen vorherigen Einwilligung 
der Gesellschafterversammlung. Die Gesellschafter sind berechtigt, durch Beschluss - 
auch einzelnen Geschäftsführern gegenüber - einen Katalog einwilligungsbedürftiger Ge-
schäfte aufzustellen, zu ändern oder wieder aufzuheben. 

14 

§ 5 Gesellschafterversammlung 

15 

1. Zum Zwecke der Feststellung des Jahresabschlusses und zum Zwecke der Beschluss-
fassung über die Ergebnisverwendung ist jährlich innerhalb der gesetzlichen Fristen 



UV-Recht Aktuell 08/2013 - 478 - 

 

vom 07.05.2013  
- Rechtsprechung - DOK 121.21:311.01 

 

(§ 42a Abs. 2 Satz 1 GmbHG) eine Gesellschafterversammlung abzuhalten. Diese erfolgt 
innerhalb von zwei Monaten nach Vorliegen des Jahresabschlusses. 

16 

2. Im Übrigen finden Gesellschafterversammlungen nach Bedarf statt. … 

17 

7. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn sie ordnungsgemäß einberu-
fen und das Stammkapital 100 % vertreten ist. Fehlt es daran und liegen die Vorausset-
zungen der Tz. 4 und 5 nicht vor, so ist innerhalb von zwei Wochen eine neue Gesell-
schafterversammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen, die sodann ohne Rück-
sicht auf das vertretene Stammkapital beschlussfähig ist. Darauf ist in der Ladung hinzu-
weisen. 

18 

§ 6 Gesellschafterbeschlüsse 

19 

1. Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst, soweit nicht der Ge-
sellschaftsvertrag oder das Gesetz eine andere Mehrheit zwingend vorschreibt. Je 50,00 € 
eines Geschäftsanteiles gewähren eine Stimme, Stimmenthaltungen zählen als Nein-
Stimmen. 

20 

2. Der Gesellschafter P.V. oder dessen Rechtsnachfolger im Falle des § 13 hat den Be-
schlüssen immer zuzustimmen, Dies gilt unabhängig von der für den Beschluss erforderli-
chen Mehrheit. Ausgenommen hiervon sind die Beschlüsse, bei denen der betreffende 
Gesellschafter vom Stimmrecht ausgeschlossen ist. … 

21 

§ 8 Gewinnverwendung 

22 

1. Über die Gewinnverwendung beschließt die Gesellschafterversammlung mit einfacher 
Mehrheit. … 

23 

§ 9 Verfügung über Geschäftsanteile, Teilung von Geschäftsanteilen 

24 

1. Die Gesellschafter können ihre Geschäftsanteile nur mit Zustimmung der Gesellschaft 
abtreten oder belasten. Die Gesellschaft darf die Zustimmung nur erteilen, wenn sie hierzu 
durch Beschluss der Gesellschafter im Sinne von § 6 dieses Vertrages ermächtigt worden 
ist. Der betroffene Gesellschafter hat bei der Abstimmung kein Stimmrecht. Der Gesell-
schafter P.V. ist bei Übertragung an Abkömmlinge von dieser Bestimmung ausgenommen, 
d.h. in diesem Fall ist er zur freien Verfügung berechtigt. 

25 

2. Die Regelung Absatz 1 gilt entsprechend jedweder andere Verfügung über Geschäfts-
anteile, insbesondere die Bestellung eines Nießbrauchs sowie für die Einräumung von 
Unterbeteiligungen - auch Teilanteilen -‚ ferner für die Abtretung aus den Geschäftsantei-
len begründeter Rechte und Ansprüche, insbesondere von Gewinnansprüchen. 

26 

§ 10 Andienungspflicht bei beabsichtigter Veräußerung von Geschäftsanteilen 
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27 

1. Vor Veräußerung eines Anteils hat der Gesellschafter den übrigen Gesellschaftern 
schriftlich diesen Anteil zum Kauf anzubieten (Andienungserklärung), und zwar im Ver-
hältnis ihrer Beteiligung an der Gesellschaft. Die Andienungserklärung hat den Kaufpreis, 
die Zahlungsbedingungen, die Kostentragung und die wesentlichen Bedingungen der Ge-
währleistung und des sonstigen Kaufvertrages zu enthalten. Dies gilt nicht für eine An-
teilsübertragung des P.V. an Abkömmlinge. … 

28 

§ 11 Einziehung von Geschäftsanteilen 

29 

1. Die Einziehung (Amortisation) von Geschäftsanteilen ist mit Zustimmung des betreffen-
den Gesellschafters jederzeit zulässig, 

30 

2. Die Einziehung aller Geschäftsanteile eines Gesellschafters ist ohne dessen Zustim-
mung zulässig, wenn 

31 

a) ein Gesellschafter das Wettbewerbsverbot dieses Gesellschaftsvertrages verletzt und 
diese Verletzung trotz einer schriftlichen Mahnung durch einen Gesellschafter oder durch 
die Gesellschaft fortsetzt und/oder nicht beseitigt, 

32 

b) ein Gesellschafter eine andere Verpflichtung dieses Gesellschaftsvertrages vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt und diese Verletzung trotz einer schriftlichen Abmahnung 
durch einen Gesellschafter oder durch die Gesellschaft nicht beseitigt oder fortsetzt und 
damit in der Person des Gesellschafters ein seine Ausschließung rechtfertigender Grund 
vorliegt. 

33 

c) ein Gesellschafter, der zugleich Geschäftsführer ist, nach einer Verletzung seiner Ge-
schäftsführerpflichten und nach schriftlicher Abmahnung durch einen Gesellschafter oder 
durch die Gesellschaft seine Geschäftsführerpflichten erneut vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig verletzt und deswegen aus wichtigem Grund als Geschäftsführer abberufen wird, 

34 

d) der Geschäftsanteil von einem Gläubiger des Gesellschafters gepfändet oder in ihn 
sonst wie vollstreckt wird und die Vollstreckungsmaßnahme nicht innerhalb von zwei Mo-
naten aufgehoben wird, 

35 

e) über das Vermögen des Gesellschafters das Insolvenzverfahren eröffnet oder mangels 
Masse abgelehnt wird oder der Gesellschafter die Richtigkeit seines Vermögens an Eides 
statt zu versichern hat, 

36 

d) im Falle des Todes eines Gesellschafters, ausgenommen bzgl. des Gesellschafters 
P.V. … 

37 

§ 13 Tod eines Gesellschafters, Erbfolge 
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38 

1. Ist ein Gesellschafter verstorben, so treten dessen Erben an seine Stelle. 

39 

Diese sind verpflichtet, nach Aufforderung durch die Gesellschaft aufgrund eines entspre-
chenden Beschlusses (bei dem die betr. Gesellschafter kein Stimmrecht haben), den An-
teil an eine von der Gesellschaft bestimmte Person zu übertragen. Hilfsweise kann in die-
sem Fall eingezogen werden. 

40 

Den Erben steht eine Abfindung im Sinne § 14 dieses Vertrages zu. 

41 

2. Ziffer 1 gilt nicht für den Fall des Todes des Gesellschafters P.V. 

42 

Am 23.12.2006 schloss die Beigeladene mit den drei Gesellschaftern jeweils einen Ge-
schäftsführervertrag. Neben den Aufgaben und Pflichten des Geschäftsführers enthalten 
die Geschäftsführerverträge u.a. jeweils Regelungen über die Arbeitsleistung und Neben-
tätigkeiten (§ 4), die Höhe der Bezüge und deren Fortzahlung im Krankheitsfall oder sons-
tiger unverschuldeter Verhinderung sowie den Urlaub. Danach erhält der Kläger als Vergü-
tung für seine Tätigkeit ein Monatsgehalt von 3.000 € zuzüglich einer Gewinntantieme von 
25 % . Mit dem Novembergehalt eines jeden Jahres wird ferner eine Weihnachtsgratifika-
tion in Höhe von 1.000 € gewährt. Die Arbeitszeit ist mit maximal 40 Stunden pro Woche 
vereinbart, ohne dass der Geschäftsführer an bestimmte Arbeitszeiten gebunden ist. Im 
Krankheitsfall oder bei sonstiger unverschuldeter Verhinderung bleibt der Gehaltsanspruch 
für die Dauer von sechs Wochen bestehen. Hinsichtlich des Urlaubs ist geregelt, dass 
dem Geschäftsführer ein angemessener Jahresurlaub zusteht und die Urlaubszeiten im 
Einvernehmen mit der Gesellschafterversammlung festzulegen sind. Hinsichtlich weiterer 
Einzelheiten wird auf die in den Akten befindlichen Kopien verwiesen. 

43 

Hinsichtlich § 4, wonach dem Geschäftsführer andere entgeltliche Nebentätigkeiten, ins-
besondere die Tätigkeiten in einem anderen Unternehmen des Geschäftsbereichs der Ge-
sellschaft untersagt war, enthielt der Geschäftsführervertrag des P.V. eine Ausnahme da-
hingehend, dass diesem der Betrieb der P.V., Verpachtungsbetrieb gestattet war. 

44 

Mit Bescheid vom 13.06.2007 stellte die Beklagte fest, dass der Kläger gemäß § 2 Abs. 1 
Nr. 1 SGB VII als Arbeitnehmer zum Kreis der kraft Gesetzes versicherten Personen ge-
höre. Inhaltsgleiche Bescheide ergingen gegenüber P.V. und R.K., wobei die Beklagte 
jedoch dem Widerspruch des P.V. stattgab, weil dieser im Hinblick auf § 6.2 des Gesell-
schaftsvertrags als unternehmerähnliche Person einzustufen sei. Den Widerspruch des 
Klägers wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 07.05.2010 zurück. Zur Be-
gründung führte sie aus, die Frage, ob ein Gesellschafter-Geschäftsführer in einem Be-
schäftigungsverhältnis stehe, bemesse sich nach dem Umfang seiner Beteiligung und dem 
Ausmaß des sich daraus für ihn ergebenden Einflusses auf die Gesellschaft. Dabei sei 
auch bei Geschäftsführern, die zugleich Gesellschafter seien, jedoch weder über die 
Mehrheit der Gesellschaftsanteile noch über eine sog. Sperrminorität verfügen, eine ab-
hängige Beschäftigung anzunehmen. Da der Kläger mit seinem Anteil am Kapital von ei-
nem Drittel Gesellschafterbeschlüsse, die mit einfacher Mehrheit gefasst würden, nicht 
verhindern könne und auch nicht über eine allgemeine Sperrminorität am Stammkapital 
der Gesellschaft verfüge, er zudem seine Gesellschaftsanteile nur mit Zustimmung der 
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Gesellschaft abtreten oder belasten könne, sei von einer abhängigen Beschäftigung aus-
zugehen. Eine beherrschende Stellung in der Gesellschaft habe lediglich P.V., da er den 
Beschlüssen immer zuzustimmen habe. 

45 

Am 04.06.2010 hat der Kläger dagegen beim Sozialgericht Reutlingen (SG) Klage erho-
ben und unter Vorlage des Bescheids der Deutschen Rentenversicherung Bund vom 
07.05.2010 nach § 7a Abs. 1 des Vierten Buches des Sozialgesetzbuchs - SGB IV - (die 
Tätigkeit des Klägers als geschäftsführender Gesellschafter bei der Beigeladenen werde 
seit 01.01.2007 im Rahmen einer selbständigen Tätigkeit ausgeübt) geltend gemacht, an 
diese Feststellung sei auch die Beklagte gebunden. Er hat weiter geltend gemacht, jeder 
der Gesellschafter treffe im Rahmen seiner Zuständigkeit eigenverantwortlich seine Ent-
scheidungen und stimme dies mit den Mitgesellschaftern ab, ohne dass hierbei ein Über-
/Unterordnungsverhältnis oder ein Interessengegensatz wie dies bei Arbeitgeber und Ar-
beitnehmern üblich sei, zum Tragen komme. Dass auch P.V. unter Berücksichtigung sei-
nes Vetorechts keinerlei anderen Rechte oder Vergünstigungen wahrnehme, ergebe sich 
insbesondere aus der Änderung des Geschäftsführervertrages, nach der alle Geschäfts-
führer einstimmig ab Juli 2009 ihre Vergütung reduziert hätten. So habe P.V. beispielswei-
se ab 19.01.2009 aufgrund Reduzierung seiner Tätigkeit sogar ein geringeres Gehalt als 
die anderen beiden Geschäftsführer, obwohl er dies mit seinem Vetorecht hätte verhindern 
können. 

46 

Mit Urteil vom 21.09.2011 hat das SG die Klage abgewiesen und zur Begründung ausge-
führt, der Bescheid der Deutschen Rentenversicherung Bund vom 07.05.2010 entfalte ge-
genüber der Beklagten keine Bindungswirkung, nachdem dieser Bescheid lange nach der 
Entscheidung der Beklagten ergangen sei. Soweit angesichts dessen divergierende Ent-
scheidungen vorlägen, sei dies hinzunehmen. Der Kläger sei als Beschäftigter der Beige-
ladenen gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII versichert. Auf der Grundlage der für alle Berei-
che der Sozialversicherung für die Abgrenzung eines Beschäftigungsverhältnisses zu ei-
ner selbständigen Tätigkeit geltenden Maßstäbe beurteile sich auch, ob der Gesellschaf-
ter-Geschäftsführer einer GmbH zu dieser in einem Beschäftigungsverhältnis stehe. Eine 
Abhängigkeit gegenüber der Gesellschaft sei nicht bereits durch die Stellung als Ge-
schäftsführer ausgeschlossen. Vielmehr sei der Umfang der Beteiligung am Stammkapital 
der Gesellschaft und das Ausmaß des sich daraus für ihn ergebenden Einflusses auf die 
Gesellschaft ein wesentliches Merkmal. Dabei sei bei Geschäftsführern, die zwar zugleich 
Gesellschafter seien, jedoch weder über die Mehrheit der Gesellschaftsanteile noch über 
eine sog. Sperrminorität verfügten, im Regelfall von einer abhängigen Beschäftigung aus-
zugehen. Eine hiervon abweichende Beurteilung komme nur in Betracht, wenn besondere 
Umstände des Einzelfalls den Schluss zuließen, es liege keine Weisungsgebundenheit 
vor. Eine Sperrminorität in diesem Sinne liege dann vor, wenn der Gesellschafter-
Geschäftsführer nach dem Gesetz und den Abreden des Gesellschaftsvertrags Einzelan-
weisungen an sich im Bedarfsfall jederzeit verhindern könne. Dem gegenüber liege kein 
maßgeblicher gesellschaftsrechtlicher Einfluss vor, wenn der Gesellschafter-
Geschäftsführer so wesentliche Entscheidungen wie die Ablösung der Gesellschaft, die 
operative Neuausrichtung oder seine eigene Abberufung bzw. Entlassung nicht verhindern 
könne. Da der Kläger weder über eine Mehrheit der Gesellschaftsanteile, noch über eine 
Sperrminorität verfüge, sei von einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis auszugehen. 
Dem stehe nicht entgegen, dass die drei Geschäftsführer im Rahmen ihrer Aufgabenbe-
reiche frei entscheiden könnten und ihre Aufgaben eigenverantwortlich wahrnähmen. Für 
ein arbeitnehmerähnliches Verhältnis spreche gerade die herausragende Unternehmer-
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stellung des P.V., der nach § 6.2 des Gesellschaftsvertrags den mit einfacher Mehrheit 
gefassten Beschlüssen immer zuzustimmen habe. Soweit sich aus dem vom Kläger vor-
gelegten Protokoll über die Gesellschafterversammlung vom 30.12.2010 ergebe, dass alle 
Beschlüsse bisher einstimmig gefasst worden seien und davon ausgegangen worden sei, 
dass die Beschlüsse einstimmig gefasst werden müssten, ändere dies nichts. Denn auch 
dann, wenn es bislang nicht zu Konfliktsituationen gekommen sein sollte, ändere dies 
nichts daran, dass P.V. rein formal allen Beschlüssen zuzustimmen habe und damit eine 
herausragende unternehmerähnliche Stellung habe, auf die er sich jederzeit berufen kön-
ne. 

47 

Gegen das seinen Bevollmächtigten am 17.10.2011 zugestellte Urteil hat der Kläger am 
17.11.2011 beim Landessozialgericht (LSG) Berufung eingelegt. Er beruft sich wiederum 
auf die Bindungswirkung der im Statusfeststellungsverfahren von der Deutschen Renten-
versicherung Bund gemäß § 7a SGB IV getroffenen Entscheidung. Darüber hinaus macht 
er geltend, sämtliche Gesellschafter trügen das gleiche unternehmerische Risiko und hät-
ten die gleichen unternehmerischen Möglichkeiten und Entscheidungsfreiheiten, weshalb 
es an dem für eine Einstufung als abhängiges Beschäftigungsverhältnis notwendigen typi-
schen Arbeitgeber-/Arbeitnehmer-gegensatz fehle. Die vom SG aufgrund der Vereinba-
rungen im Geschäftsführervertrag angeführten Argumente für eine arbeitnehmerähnliche 
Stellung seien im Wesentlichen dem Steuerrecht geschuldet und keine Indizien bzw. Krite-
rien für eine nichtselbständige Tätigkeit. So sei die Lohnversteuerung des Geschäftsfüh-
rergehalts kein Abgrenzungsmerkmal und die Lohnbestandteile wie Weihnachtsgeld oder 
Urlaubsgeld könnten als Betriebsausgaben bei der GmbH nur abgezogen werden, wenn 
sie im Voraus schriftlich in einem Vertrag vereinbart würden. Im Zusammenhang mit der 
Veränderung der Geschäftsführergehälter, bei der alle Gesellschafter mehrmals ihre Geh-
älter an die wirtschaftliche Situation nach unten angepasst hätten, zeige sich im Übrigen 
auch sein unternehmerisches Risiko. Soweit das SG davon ausgegangen sei, dass P.V. 
eine herausragende Unternehmerstellung eingeräumt sei, verkenne es, dass zu keinem 
Zeitpunkt andere als einstimmige Entscheidungen getroffen worden seien. Der Kläger hat 
den notariell beurkundeten Gesellschafterbeschluss über die Änderung der „Satzung“ 
(gemeint: Gesellschaftsvertrag) vom 24.11.2011 vorgelegt. Danach ist § 6.1 dahingehend 
geändert worden, dass Gesellschafterbeschlüsse einstimmig gefasst werden und § 8.1 
insoweit, als über die Gewinnverwendung die Gesellschafterversammlung einstimmig be-
schließt. 

48 

Im Hinblick auf die am 02.01.2012 im Handelsregister des Amtsgerichts Stuttgart einge-
tragene Vertragsänderung hat die Beklagte mit Bescheid vom 31.05.2012 festgestellt, 
dass der Kläger (ebenso wie R.K.) ab 02.01.2012 wie ein Unternehmer in der V. GmbH 
selbständig tätig sei. 

49 

Der Kläger und die Beigeladene beantragen, 

50 

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 21.09.2011 und den Bescheid vom 
13.06.2007 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 07.05.2010 aufzuheben. 
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51 

Die Beklagte beantragt, 

52 

die Berufung zurückzuweisen. 

53 

Sie hält die angefochtene Entscheidung für richtig. 

54 

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts sowie des Vorbringens der Beteiligten wird auf 
den Inhalt der Verwaltungsakten der Beklagten sowie der Akten beider Rechtszüge Bezug 
genommen. 

 

Entscheidungsgründe 

55 

Die gemäß § 153 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) form- und fristgerecht einge-
legte und gemäß den §§ 143, 144 SGG statthafte Berufung des Klägers ist zulässig, sie ist 
jedoch nicht begründet. 

56 

Gegenstand des Berufungsverfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 13.06.2007 in 
der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 07.05.2010, mit dem die Beklagte entschied, 
dass der Kläger ab 01.01.2007 bei der Beigeladenen kraft Gesetzes als Beschäftigter un-
fallversichert war (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII). Eine Änderung hat diese Entscheidung der 
Sache nach durch den Bescheid vom 31.05.2012 erfahren, wonach der Kläger seit 
02.01.2012 wie ein selbständiger Unternehmer tätig sei. Inhaltlich hat die Beklagte damit 
den streitigen Bescheid vom 13.06.2007 für die Zeit ab 02.01.2012 aufgehoben und der 
Klage teilweise abgeholfen. Damit ist im Berufungsverfahren der Sache nach lediglich 
noch darüber zu befinden, ob der Kläger vom 01.01.2007 bis 01.01.2012 in einem Be-
schäftigungsverhältnis stand. Insoweit hat das SG die Klage zu Recht abgewiesen. Denn 
im Hinblick auf diesen Zeitraum ist der Bescheid der Beklagten vom 13.06.2007 in der Ge-
stalt des Widerspruchsbescheids vom 07.05.2010 rechtmäßig und verletzt den Kläger 
nicht in seinen Rechten. In dem noch streitigen Zeitraum war der Kläger nicht Unterneh-
mer, sondern stand bei der Beigeladenen in einem Beschäftigungsverhältnis. 

57 

Das SG hat zu Recht entschieden, dass der Kläger mit Beginn seiner Tätigkeit für die Bei-
geladene gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII als Beschäftigter zu dem in der gesetzlichen 
Unfallversicherung versicherten Personenkreis gehörte. In den Entscheidungsgründen hat 
das SG dabei zutreffend die maßgeblichen Kriterien dargelegt, anhand derer zu beurteilen 
ist, ob eine Person im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses tätig wird oder eine 
selbständige Tätigkeit als Unternehmer ausübt. Es hat im Hinblick auf die vorliegend zu 
beurteilende Tätigkeit des Klägers als Geschäftsführer einer GmbH, der gleichzeitig auch 
Gesellschafter ist, unter Hinweis auf die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (vgl. 
Urteil des BSG vom 06.03.2003, B 11 AL 25/02 R in SozR 4-2400 § 7 Nr. 1) ferner zutref-
fend ausgeführt, dass der Geschäftsführer im Regelfall abhängig Beschäftigter der GmbH 
ist, wenn er weder über die Mehrheit der Gesellschafteranteile noch über eine Sperrmino-
rität verfügt und der Kläger deshalb in einem Beschäftigungsverhältnis zur Beigeladenen 
stand, weil er lediglich über einen Gesellschaftsanteil von einem Drittel und damit nicht 
über eine Mehrheit der Gesellschaftsanteile und auch nicht über eine Sperrminorität ver-
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fügte. Zur Vermeidung von Wiederholungen verweist der Senat daher gemäß § 153 Abs. 2 
SGG auf die zutreffenden Ausführungen des SG in der angefochtenen Entscheidung. 

58 

Soweit der Kläger im Berufungsverfahren geltend macht, eine abweichende Beurteilung 
werde in der Rechtsprechung des BSG dann anerkannt, wenn besondere Umstände vor-
liegen, die im Einzelfall den Schluss zuließen, dass eine Weisungsgebundenheit des Ge-
sellschafter-Geschäftsführers nicht vorliege, ist dies als solches zwar zutreffend, jedoch 
liegt ein solcher Ausnahmefall gerade nicht vor. Denn der Kläger unterlag durchaus einem 
Weisungsrecht. Zwar war der Kläger allein vertretungsberechtigt und er war auch von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit, jedoch war der Kläger im Hinblick auf § 4.6 des 
Gesellschaftsvertrags verpflichtet, Anweisungen der Gesellschafterversammlung auszu-
führen. Diese Regelung bestimmte, dass durch Gesellschafterbeschluss den Geschäfts-
führern Weisungen erteilt werden können. Darüber hinaus bedurfte die Geschäftsführung, 
d.h. auch der Kläger, nach § 4.7 des Gesellschaftsvertrags auch für alle Geschäfte, die 
über den gewöhnlichen Betrieb des Unternehmens der Gesellschaft hinaus gingen, der 
ausdrücklichen vorherigen Einwilligung der Gesellschafterversammlung. Da die Beschlüs-
se der Gesellschafterversammlung gemäß § 6.1 des Gesellschaftervertrags aber mit ein-
facher Mehrheit gefasst wurden, war der Kläger hinsichtlich der Entscheidungen wei-
sungsgebunden, die durch seine beiden Mitgesellschafter mit einfacher Mehrheit getroffen 
werden konnten. Daran ändert auch die Behauptung nichts, dass Beschlüsse immer ein-
stimmig gefasst worden seien. Denn allein das gute Einvernehmen der Gesellschafter un-
tereinander ändert nichts an den im Gesellschaftsvertrag vorgesehenen Möglichkeiten, 
insbesondere und gerade für nicht auszuschließende Meinungsverschiedenheiten. 

59 

Entsprechend lässt auch der Umstand, dass in dem zu beurteilenden Zeitraum die we-
sentlichen betrieblichen und unternehmerischen Sachentscheidungen - wie vom Kläger 
behauptet - bei den Zusammenkünften der Gesellschafter einvernehmlich getroffen wur-
den, die Weisungsgebundenheit des Klägers nicht entfallen. Denn die Mitwirkung des Klä-
gers bei der Entscheidungsfindung bedeutet gleichzeitig keine Einschränkung der Ent-
scheidungsbefugnisse der Gesamtheit der Gesellschafter und insbesondere der besonde-
ren Befugnisse des P.V. Die Mitwirkung des Klägers bei der Entscheidungsfindung änder-
te daher auch nichts an seiner Bindung an die von der Gesamtheit der Gesellschafter ge-
troffenen Entscheidungen. Dass der Kläger einen beherrschenden Einfluss auf die zu tref-
fenden Entscheidungen hatte, beispielsweise bedingt durch sein besonderes Fachwissen, 
ist nicht ersichtlich. Denn sämtliche Mitgesellschafter waren bereits langjährig im Gipserei- 
und Stukkateurhandwerk beschäftigt und P.V. sogar selbständig als Einzelunternehmer 
mit entsprechenden unternehmerischen Erfahrungen. 

60 

Soweit der Kläger im Berufungsverfahren geltend macht, die Regelungen in den Ge-
schäftsführerverträgen und damit auch in seinem Vertrag seien im Wesentlichen steuer-
rechtlichen Erwägungen geschuldet und daher nicht geeignet, als Begründung für die An-
nahme eines abhängigen Beschäftigungsverhältnisses, ist darauf hinzuweisen, dass es 
sich bei den angesprochenen Gesichtspunkten nicht um für das SG allein maßgebende 
Kriterien für seine Entscheidungsfindung, sondern um ergänzende Erwägungen gehandelt 
hat. Auch die Beklagte hat den im Wesentlichen inhaltsgleichen Regelungen in den Ge-
schäftsführerverträgen keine allein beurteilungsrelevante Bedeutung beigemessen, wie 
sich daran zeigt, dass sie P.V. gleichwohl - anders als zunächst den Kläger und R.K. - als 
selbständigen Unternehmer beurteilte und sie für die Zeit ab 02.01.2012 bei unveränder-
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tem Geschäftsführervertrag allein im Hinblick auf die Änderung des Gesellschaftsvertrages 
der Klage abgeholfen hat. 

61 

Soweit der Kläger seine Rechtsauffassung, Unternehmer und nicht Beschäftigter der Bei-
geladenen zu sein, dadurch bestätigt sieht, dass er anders als typische Arbeitnehmer ein 
Unternehmerrisiko trägt, rechtfertigt auch dieser Gesichtspunkt keine andere Beurteilung. 
Denn der Gesellschafterstellung ist bereits ein Unternehmerrisiko immanent, weshalb die-
sem Gesichtspunkt für die Frage, ob ein Geschäftsführer, der zugleich Gesellschafter ist, 
im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses oder als Selbständiger tätig wird, keine 
ausschlaggebende Bedeutung mehr beizumessen ist. 

62 

Letztlich kann sich der Kläger auch nicht mit Erfolg auf die Entscheidung der Deutschen 
Rentenversicherung Bund vom 07.05.2010 berufen. Woraus sich ergeben soll, dass die 
Beklagte an diese Entscheidung gebunden sein soll, ist für den Senat nicht ersichtlich und 
ist vom Kläger auch nicht dargelegt worden. Soweit er sich zur Stützung seiner Auffassung 
auf die Kommentierung in juris Praxiskommentar zu § 7a SGB IV Rdnr. 78 stützt, ist dort 
über eine entsprechende Bindungswirkung keine Aussage getroffen. Auch die vom Kläger 
insoweit herangezogene Entscheidung des BSG vom 04.06.2009, B 12 KR 31/07 R ent-
hält keine Ausführungen zur Frage der Bindungswirkung einer Entscheidung nach § 7a 
SGB IV gegenüber dem Unfallversicherungsträger. 

63 

Aus dem Regelungsinhalt des § 7a SGB IV ergibt sich vielmehr, dass der Unfallversiche-
rungsträger von einer solchen Statusentscheidung inhaltlich nicht betroffen wird. Denn mit 
dieser Regelung wird die Deutsche Rentenversicherung Bund gerade nicht ermächtigt, für 
alle Bereiche des Sozialgesetzbuches eine verbindliche Entscheidung über das 
(Nicht)Vorliegen einer abhängigen Beschäftigung zu treffen (BSG, Urteil vom 11.03.2009, 
B 12 R 11/07 R in SozR 4-2400 § 7a Nr. 2). Die Deutsche Rentenversicherung Bund hat 
vielmehr im Rahmen des § 7a SGB IV - an Stelle der sonst für die Sicherstellung des Ge-
samtsozialversicherungsbeitrages zuständigen Versicherungsträger (Einzugsstellen, § 28h 
Abs. 2 Satz 1 SGB IV, und Träger der Rentenversicherung, § 28p Abs. 1 Satz 1 SGB IV) - 
ausschließlich über die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und Rentenver-
sicherung, der sozialen Pflegeversicherung und nach dem Recht der Arbeitsförderung zu 
entscheiden (BSG, a.a.O.). Denn nur auf diese Versicherungszweige erstreckt sich der 
Gesamtsozialversicherungsbeitrag (vgl. § 28d SGB IV). Damit beschränkt sich auch die 
Entscheidungsbefugnis der Deutschen Rentenversicherung Bund im Rahmen des § 7a 
SGB IV auf diese Versicherungszweige und erstreckt sich somit nicht auf die gesetzliche 
Unfallversicherung. Die vom Sozialgericht für seine Auffassung (Bindungswirkung der Sta-
tusentscheidung nur, falls vor der Entscheidung des Unfallversicherungsträgers ergangen) 
zitierte Auffassung des Verwaltungsausschusses des Hauptverbandes der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften vom 22.05.2000 (HVBG-INFO 2000, 1523: Bindungswirkung ei-
ner Statusentscheidung bejaht) berücksichtigt die (beschränkte) Reichweite des § 7a SGB 
IV nicht und enthält auch keinerlei Begründung. Dabei kommt vorliegend dem Umstand, 
dass die Deutsche Rentenversicherung Bund im Bescheid vom 07.05.2010 entgegen die-
sen gesetzlichen Vorgaben eine selbstständige Tätigkeit des Klägers feststellte, keine Be-
deutung zu. Denn auch dies ändert an der strukturellen Reichweite dieser Entscheidung - 
nur in Bezug auf den Gesamtsozialversicherungsbeitrag - nichts. 
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64 

Damit kann eine Änderung der versicherungsrechtlichen Beurteilung frühestens ab dem 
Zeitpunkt der Änderung von § 6 des Gesellschaftsvertrages erfolgen. Auch wenn die Ge-
sellschafter sinngemäß bereits mit dem dem Sozialgericht vorgelegten Gesellschafterbe-
schluss vom 30.12.2010 eine solche Änderung beschlossen haben sollten, ergibt sich kein 
gegenüber dem Teilabhilfebescheid der Beklagten vom 31.05.2012 anderes Ergebnis. 
Denn ein solcher, den Gesellschaftsvertrag ändernder Beschluss der Gesellschafter be-
darf zu seiner Wirksamkeit nicht nur, wie schon vom Sozialgericht dargelegt, der notariel-
len Beurkundung (§ 53 Abs. 2 Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung - GmbHG -), sondern auch der Eintragung in das Handelsregister (§ 54 Abs. 3 
GmbHG), die erst am 02.01.2012 erfolgt ist. 

65 

Nach alledem kann die Berufung des Klägers keinen Erfolg haben. 

66 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 

67 

Für die Zulassung der Revision besteht keine Veranlassung. 

 


